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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuregelung der Abgaben auf Mineralöl 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Der Zolltarif in der Fassung der Anlage 
zum Zolltarifgesetz vom 16. August 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 527) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

l.In den Tarifnummern 2708 bis 2714 er- 
hält die Überschrift der 3. Spalte die 
Fassung: 

„Zollsatz für 100 kg Eigengewicht“ 

2. In Tarifnummer 2708 — B — 1 wer- 
den die Zollsätze geändert in „17,40 DM“. 

3. In Tarif nummer 2708 erhält die An- 
merkung 1 folgende Fassung: 

„Benzol-, Toluol- und Xylolerzeugnisse 
zur chemischen Umwandlung In an- 
dere Stoffe als Waren dieses Kapitels 
oder zur industriellen Herstellung von 
Waren der Kapitel 28, 29, 30 und 32 
unter Zollsicherung .... frei 

4. In Tarif nummer 2710 erhalten die Ab- 
sätze A bis D folgende Fassung: 

„A — unbearbeitet . . . 12,90 DM 
B — Leichtöle: 

1 — Benzin . . . 17,40 DM 

2 — Testbenzin 

(white Spirit) 17,40 DM 

3 — andere . . . 17,40 DM 
C — mittelschwere öle: 

(Leuchtöl und Trak- 
torenkraftstoff) . 17,40 DM 

D — Schweröle: 

1 — Gasöle . . . 17,40 DM 

2 — Heizöle . . 12,90 DM 

3 — Schmieröle: 

a — nicht raffiniert 
oder mit nor- 


malen Raffi- 
nationsver- 
lusten raffi- 
niert . . . 17,40 DM 

b — mit Raffina- 
nationsver- 
lusten von 
durchschnitt- 
lich 30 V. H. 
raffiniert . . 21,— DM 

c — mit Raffinati- 
onsverlusten 
von durch- 
schnittlich 50 
V. H. raffiniert 
oder nur durch 
Aufarbeitung 
von Altölen 
hergestellt . 30, — DM 

4 — andere . . . 17,40 DM“ 

5. In Tarifnummer 2710 werden die bis- 
herigen Anmerkungen 1 und 2 gestrichen 
und folgende Anmerkungen 1 und 2 ein- 
gefügt: 

„1. Zollvergütung 

a) (Vergütungsfähige Erdölrück- 
stände) Wird Bitumen oder Pe- 
troleumkoks der Tarif nr. 2714 
— B und C aus unbearbeitetem 
Erdöl hergestellt, das im Gel- 
tungsbereiA dieses Tarifs ver- 
zollt worden ist, so wird ein 
Zollbetrag von 12,45 DM je 
100 kg des hergestellten Erdöl- 
rückstandes vergütet. 

b) (Vergütungsfähige Mineralöle) 
Werden Mineralöle der Absätze 
B, C, D — 1, D — 3 und D — 
4, gasförmige Kohlenwasser- 
stoffe der Tarifnr. 2711 oder Er- 
zeugnisse der Tarif nummern 
2712, 2713 und 2714 — A im 
zollinländischen Geltungsbereich 
dieses Tarifs aus unbearbeitetem 
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Erdöl oder aus Schmieröl her- 
gestellt und danach ausgeführt 
oder zu einem Zollverkehr ab- 
gefertigt, so wird ein Betrag von 
12,90 DM für je 100 kg des ver- 
gütungsfähigen Mineralöls ver- 
gütet. Werden vergütungsfähige 
Schmieröle nach Raffination zum 
endgültigen Verbleib oder Ver- 
brauch in das Zollausland aus- 
geführt, so kann die Vergütung 
nach derje^igen vom Hersteller 
nachzuweisenden Menge an 
Schmieröl bemessen werden, die 
zur Herstellung des ausgeführten 
raffinierten SAmieröls verwen- 
det worden ist. 

c) (Vergütungsfähiges Heizöl) Wird 
Heizöl (Absatz D — 2) aus un- 
bearbeitetem Erdöl hergestellt, 
das im GeltungsbereiA dieses 
Tarifs verzollt worden ist, und 
liegen die weiteren Vorausset- 
zungen des BuAstaben b, Satz 1, 
vor, so wird ein Betrag von 
12,60 DM für je 100 kg des ver- 
gütungsfähigen Heizöls vergütet. 

d) (Vergütungsfähige SAmier- 
mittel) Werden SAmiermittel 
der Tarifnr. 3404 — A — 1 im 
zollinländisAen GeltungsbereiA 
dieses Tarifs aus vergütungs- 
fähigem SAmieröl hergestellt 
und liegen die weiteren Voraus- 
setzungen des BuAstaben b, 
Satz 1, vor, so wird ein Betrag 
von 12,90 DM für je 100 kg des 
im Sdamiermittel enthaltenen 
SAmieröls (SAmierölanteil) ver- 
gütet. Zur VereinfaAung des 
Verfahrens kann der Bundes- 
minister der Finanzen durA 
ReAtsverordnung die vergü- 
tungsfähigen SAmiermittel naA 
ihrem SAmierölanteil mit der 
Wirkung in Gruppen staffeln, 
daß der mittlere SAmierölanteil 
jeder Gruppe für die Höhe der 
Vergütung maßgebend ist. 

e) (Sonstige vergütungsfähige Er- 
zeugnisse) Werden im zollinlän- 
disAen GeltungsbereiA dieses 
Tarifs andere als die in BuA- 
staben a bis d genannten Er- 
zeugnisse unter VerbrauA ver- 
gütungsfähiger Mineralöle her- 


gestellt und zum endgültigen 
Verbleib oder VerbrauA in das 
Zollausland ausgeführt, so kann 
ein Betrag von höAstens 
12,90 DM für je 100 kg des bei 
der Herstellung verbrauAten 
vergütungsfähigen Mineralöls 
vergütet werden. Die Vergütung 
ist ausgesAlossen, wenn die ver- 
gütungsfähigen Mineralöle zu 
Treib-, SAmier-, Heiz- oder 
BeleuAtungszweAen verwendet 
werden. Den zur Herstellung 
verwendeten vergütungsfähigen 
Mineralölen stehen im BuA- 
staben b genannte Erzeugnisse, 
die niAt im GeltungsbereiA 
dieses Tarifs hergestellt, jedoA 
in diesem verzollt worden sind, 
gleiA. 

f) Wird vergütungsfähiges Benzin 
unter den im Falle der Einfuhr 
geltenden Voraussetzungen des 
§ 69 Ziff. 9 und 10 des Zollge- 
setzes an die dort genannten 
Personen und Dienststellen ab- 
gegeben, so wird ein Betrag von 
12,90 DM für je 100 kg vergütet, 

g) Die Vergütung wird nur durch 
AnreAnung auf Zoll für unbe- 
arbeitetes Erdöl, in den Fällen 
der BuAstaben a bis d ferner nur 
für mineralölsteuerbare Erzeug- 
nisse gewährt, für die noA keine 
unbedingte Mineralölsteuer- 
sAuld entstanden ist. Für aus- 
geführte Erzeugnisse, die im Fall 
einer Wiedereinfuhr naA § 69 
Ziff. 38 und 41 des Zollgesetzes 
vom Einfuhrzoll befreit sind, 
wird keine Vergütung gewährt. 

h) Der Bundesminister der Finanzen 

kann zur DurAführung dieser 
Anmerkung durA ReAtsverord- 
nung die VergütungsbereAtigten 
bestimmen, das Nähere zu 
BuAstaben b, Satz 2 und e an- 
ordnen und das Verfahren 
regeln. 

2. Heizöl zum unmittel- 
baren Verheizen unter 
ZollsiAerung . . . . 1,20 DM‘‘ 

6. In Tarifnr. 2710, Anmerkung 4 erhalten 
die BuAstaben b) bis d) folgende Fassung: 
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„b) Leiditöle: 

Benzine sind Kohlen wasserstoff- 
gemisdie, bei deren Destillation 
nach DIN-Entwurf 51 751 min- 
destens 5 Volumenprozent bis 
70° C und mindestens 90 Volumen- 
prozent bis 210° C, einschließlich 
der Destillationsverluste, über- 
gehen. 

Testbenzine sind Kohlenwasser- 
stoffgemische mit einem Flamm- 
punkt im geschlossenen Tiegel von 
21° C oder darüber, bei deren 
Destillation nach DIN-Entwurf 
51 751 mindestens 90 Volumen- 
prozent, einschließlich der Destilla- 
tionsverluste, bis 210° C über- 
gehen. Der Temperaturunterschied 
zwischen dem 5Vo-Punkt und dem 
90®/o-Punkt, einschließlich der 
Destillationsverluste, darf höch- 

stens 70° C betragen. 

Andere Leichtöle sind Kohlen- 
wasserstoffgemische mit einem 

Flammpunkt im geschlossenen 
Tiegel von höchstens 30° C, die 
nicht die Merkmale von Benzin 

und Testbenzin aufweisen. 

c) Mittelschwere Öle (Leuchtöle, 

Traktorenkraftstoff) sind Kohlen- 
wasserstoffgemische mit einem 

Flammpunkt im geschlossenen 
Tiegel von 21° C oder darüber, 
die beimehr als 135° C destillieren 
und bei deren Destillation nach 
DIN-Entwurf 51 752 weniger als 
90 Volumenprozent bis 210° C 
und mehr als 65 Volumenprozent 
bis 250° C, einschließlich der De- 
stillationsverluste, übergehen. 

d) Schweröle: 

Gasöle sind Kohlenwasserstoff- 
gemische, bei deren Destillation 
nach DIN-Entwurf 51 752 höch- 
stens 65 Volumenprozent bis 
250° C und mindestens 90 Volu- 
menprozent bis 370° C über- 
gehen. Tritt vor 370° C Cracken 
ein, so müssen bis 350° C min- 
destens 80 Volumenprozent über- 
gegangen sein. 

Heizöle sind dunkelfarbige Koh- 
lenwasserstoffgemische mit einem 
Flammpunkt im geschlossenen 
Tiegel von mehr als 55° C, bei 
deren Destillation nach DIN- 


Entwurf 51 752 weniger als 40 
Volumenprozent bis 250° C über- 
gehen. 

Schmieröle sind Kohlenwasserstoff- 
gemische mit einem Asphaltgehalt 
unter 1 v. H., bei deren Destilla- 
tion nach DIN-Entwurf 51 752 
weniger als 90 Volumenprozent bis 
370° C übergehen. Tritt vor 
370° C Cracken ein, so müssen bis 
350° C weniger als 80 Volumen- 
prozent übergegangen sein. 

Andere Schweröle sind Kohlen- 
wasserstoffgemische, die weder die 
Merkmale der Leichtöle, der 
mittelschweren Öle, der Gasöle, 
der Heizöle noch die der Schmier- 
öle auf weisen." 

7. In den Tarifnummern 2711, 2712, 2713 
und 2714 — A werden die Zollsätze ge- 
ändert in „17,40 DM." 

8. In Tarifnr. 2714 wird die bisherige An- 
merkung 1 gestrichen und folgende An- 
merkung neu eingefügt; 

„l.Wie Nebenerzeugnisse und Rück- 
stände aus der Erdöl- und Öl- 
schieferverarbeitung werden auch 
Nebenerzeugnisse und Rückstände 
aus der Verarbeitung solcher Mine- 
ralöle behandelt, die den Charakter 
von Erdöl oder Schieferöl haben 
(z. B. aus der Verarbeitung von 
Mineralölen, die aus paraffinischen 
Teeren oder durch Hydrieren oder 
Synthese gewonnen sind)." 

9. In Tarifnr. 2718 werden die An- 
merkungen gestrichen. 

10. Hinter Tarifnr. 2719 werden die Anmer- 
kungen zu Nr. 2708, 2710, 2711 und 2714 
gestrichen. 

11. In Tarifnr. 3404 erhält Abs. A folgende 
Fassung: 

„A — Schweröl der Tarif- Zollsatz 
nr. 2710 — D ent- für 100 kg 
haltend, mit einem Eigengewicht 
Gehalt 

1 — von mehr als 

lOVo 17,40 DM 

Zollsatz 
®/o des Wertes 

2 — von 10 Vo oder 

weniger .... 10 
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Artikel 2 

In der Verordnung über Zolländerungen 
vom 10. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 

S. 855) wird § 1 Ziffer 19 gestrichen. 

Artikel 3 

Die Bundesregierung kann abweichend von 
§ 4 des Zolltarif gesetzes die Zollsätze der Ta- 
rifnummern 2708, 2710 — B bis D, 2711, 
2712, 2713, 2714 aus wirtschaftlichen Grün- 
den durch Rechtsverordnung bis auf 12,90 
DM für 100 kg ermäßigen, bevor der Bun- 
desrat Stellung genommen und der Bundes^ 
tag zugestimmt hat. Rechtsverordnungen 
dieser Art dürfen nur mit einer Geltungs- 
dauer bis zu sechs Monaten erlassen werden. 


Artikel 4 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. März 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 566), der Verordnung 
über Zolländerungen und über Mineralöl- 
steuer vom 5, September 1939 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 1687), des Gesetzes zur Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes vom 19. Januar 1951 
(Bundesgesetzbl. IS. 73) und der Verordnung 
zur Anpassung von Verbrauchsteuergesetzen 
und von Durchführungsverordnungen zu 
Verbrauchsteuergesetzen an den Zolltarif 
und zur Änderung der Verordnung zur 
Durchführung des Zuckersteuergesetzes vom 
4. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 589) 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Mineralöl unterliegt bei der 
Herstellung im Zollinland, soweit in 
diesem die Steuer nach den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes erhoben wird (Er- 
hebungsgebiet), und bei der Einfuhr 
in das Erhebungsgebiet einer Abgabe 
(Mineralölsteuer). Die Mineralölsteuer 
ist Verbrauchsteuer im Sinne der 
Reichsabgabenordnung. “ 

2. § 1 Abs. 2 Ziff. 2 erhält folgende Fassung: 

„Leichte Steinkohlenteeröle aus Nr. 
2708 des Zolltarifs.“ 

3. § 1 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zur Sicherung gleicher Wett- 
bewerbsverhältnisse kann durch 


Rechtsverordnung bestimmt werden, 
daß bei der Einfuhr mineralölhaltiger 
Waren in das Erhebungsgebiet die 
Mineralölsteuer von dem in den 
Waren enthaltenen Mineralöl erhoben 
wird.“ 

4. § 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Steuer beträgt für 100 kg 
des im Sinne der Zollvorschriften zu 
verstehenden Eigengewichts 

1 . für die in § 1 Abs. 2 Ziff. 1 be- 
zeichneten Erzeugnisse, und zwar 
für 

a) Leichtöle (Benzin, 

Testbenzin u. a.) . . 28,65 DM 

b) Benzin, durch Hydrie- 
rung hergestellt . . 16,50 DM 

c) mittelschwere öle 
(Leuchtöl und Trakto- 


renkraftstoff) . . . 14, — DM 

d) Gasöle 6,30 DM 

e) Gasöle, durch Hydrie- 
rung hergestellt . . 0, — DM 

f) Schmieröle .... 28, — DM 

g) Schmieröle, nur durch 

Aufarbeitung von Alt- 
ölen hergestellt . . 15, — DM 

h) sonstige 10, — DM 

2. für leichte Steinkohlen- 
teeröle 24, — DM 


3. für Steinkohlen-, Torf- 
und Schieferteer . . . 2, — DM 

4. für die in § 1 Abs. 2 
Ziff. 4 bezeichneten Er- 
zeugnisse, und zwar für 

a) Bitumen 2,50 DM 

b) sonstige 2, — DM 

5. für die in § 1 Abs. 2 

Ziff. 5 bezeichneten Er- 
zeugnisse 13, — DM 

6. für Flüssiggase .... 15, — DM 

7. für Schmiermittel . . . 28, — DM 

(2) Heizöl darf unter Steueraufsicht 
zum unmittelbaren Verheizen unver- 
steuert verwendet werden. ’ 

(3) Für Mineralöl, dessen Eigen- 
schaften seine Belastungsfähigkeit 
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gegenüber anderen Mineralölen steu- 
erlich gleicher Art wesentlich mindern 
(Mineralöl besonderer Eigenart), kann 
der Steuersatz zur Beseitigung von 
Härten durch Reditsverordnung bis 
auf den Satz von 2, — DM ermäßigt 
werden.“ 

5. § 3 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bei der Einfuhr von Mineralöl 
in das Erhebungsgebiet gelten für die 
Entstehung der Steuersdiuld, für die 
Person des Steuerschuldners, für den 
für die Bemessung der Steuerschuld 
maßgebenden Zeitpunkt und für die 
Steuerbefreiungen in den Fällen des 
§ 69 des Zollgesetzes die entsprechen- 
den Vorschriften des Zollredits, je- 
doch entsteht die Steuerschuld auch in 
den Fällen der §§ 5 b und 6 nur be- 
dingt. Das gleiAe gilt für Mineralöl 
des freien Verkehrs, das zu einem Zoll- 
verkehr abgefertigt oder in eine Frei- 
zone verbracht wird.“ 

6. Hinter § 3 wird eingefügt: 

4 3 a 

(1) In den Freihäfen ist der Ver- 
brauch von unversteuertem Mineralöl 
verboten. Er ist erlaubt, soweit Mine- 
ralöl 

1. in einem Herstellungsbetrieb zur 

Aufrechterhaltung des Betriebs ver- . 

brauciit wird, 

2. als Schiffsbedarf unverzollt ver- 
braucht werden darf. 

(2) Soweit Mineralöl nach § 6 Abs. 2 
und 3 im Erhebungsgebiet steuerbe- 
günstigt verwendet werden darf, ist 
dies auch in den Freihäfen zulässig.“ 

7. § 4 erhält folgende Fassung: 

4 4 

Der Steuerschuldner hat das im Er- 
hebungsgebiet hergestellte Mineralöl, 
für das in einem Monat die Steuer- 
schuld unbedingt entstanden ist, bis 
zum fünfzehnten Tag des nächsten 
Monats der Zollstelle zur Steuerfest- 
setzung schriftlich anzumelden.“ 

8. § 5 erhält folgende Fassung: 

4 5 

(1) Der Steuerschuldner hat die 
Steuer für das im Erhebungsgebiet 


hergestellte Mineralöl bis zum fünf- 
undzwanzigsten Tag des zweiten Mo- 
nats zu entrichten, der auf den Monat 
folgt, in dem die Steuerschuld unbe- 
dingt entstanden ist. 

(2) Zahlungsaufschub ist nicht zu- 
lässig.“ 

9. Hinter § 5 wird eingefügt: 

4 3a 

(1) Bei der Einfuhr von Mineralöl 
in das Erhebungsgebiet gelten für das 
Steuerverfahren, die Fälligkeit, den 
Zahlungsaufschub und die Tilgung 
der Steuerschuld die entsprechenden 
Vorschriften des Zollrechts. 

(2) Durch Rechtsverordnung kön- 
nen ein vom Absatz 1 abweichendes 
Verfahren angeordnet und die Fällig- 
keit, der Zahlungsaufschub sowie die 
Tilgung der Steuerschuld wie für im 
Erhebungsgebiet hergestelltes Mineral- 
öl geregelt werden, soweit dies zur 
Anpassung an die Behandlung des im 
Erhebungsgebiet hergestellten Mine- 
ralöls und zur Berücksichtigung be- 
sonderer Verhältnisse bei der Einfuhr 
erforderlicJi ist.“ 

10. Der bisherige § 5a wird 5 b und erhält 
folgende Fassung: 

4 3 b 

Bei wirtschaftlichem Bedürfnis 
kann zugelassen werden, daß Mineral- 
öl unversteuert gelagert wird, wenn 
das Steuerlager dem Großhandel, dem 
Großhandelsvertrieb durch Hersteller, 
dem Mischen von Mineralöl oder der 
Versorgung solcher steuerbegünstigter 
Verwender in abgelegenen Gegenden 
dient, die ohne unzumutbaren Auf- 
wand niciit anderweit versorgt wer- 
den können.“ 

11. § 6 erhält folgende Fassung: 

4 6 

(1) Mineralöl darf unversteuert 
unter Steueraufsicht 

1. aus dem Erhebungsgebiet ausgeführt 

oder zu einem Zollverkehr abgefer- 
tigt werden. 



2, nach Herstellung im Erhebungsge- 
biet zur weiteren Bearbeitung an 
einen Herstellungsbetrieb abgegeben 
werden, 

3. nach Einfuhr in das Erhebungsge- 
biet zur weiteren Bearbeitung in 
einen Herstellungsbetrieb verbracht 
werden. 

(2) Mineralölproben dürfen unver- 
steuert zu Untersuchungszwecken ent- 
nommen werden. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann 
bestimmt werden, daß Mineralöl steu- 
erbegünstigt verwendet werden darf, 
wenn die Steuer für bestimmte Ver- 
wendungszwecke aus wirtschaftlichen 
Gründen untragbar ist. Die Steuerbe- 
günstigung besteht in Steuerfreiheit 
oder Steuerermäßigung. Sie ist — ab- 
gesehen von Flugbetriebsstoffen — 

, ausgeschlossen für die unmittelbare 
oder mittelbare Verwendung als Treib - 
stoff, zum Schmieren oder zum Be- 
leuchten. Der Bundesminister der Fi- 
nanzen kann in besonders gelagerten 
Einzelfällen diese Steuerbegünstigung 
im Verwaltungswege gewähren, und 
zwar zu Versuchszwecken auch ohne 
die Einschränkung des Satzes 3.“ 

12. § 7 erhält folgende Fassung: 

4 7 

Die Steuer wird für Mineralöl, das 
der Hersteller nachweislich in seinen 
Betrieb zurückgenommen hat, auf An- 
trag erlassen oder erstattet. Das gleiche 
gilt für Benzin, das unter den im Fall 
der Einfuhr geltenden Voraussetzun- 
gen des § 69 Ziff. 9 und 10 des Zoll- 
gesetzes an die dort genannten Per- 
sonen und Dienststellen abgegeben 
worden ist.‘‘ 

13, Hinter § 7 wird eingefügt: 

A 7 a 

Zur Sicherung der Wettbewerbs- 
fähigkeit der im Erhebungsgebiet her- 
gestellten Erzeugnisse kann durch 
Rechtsverordnung bestimmt werden, 
daß die Mineralölsteuer ganz oder 
zum Teil vergütet wird, wenn nidit 


steuerbare Erzeugnisse unter Ver- 
brauch versteuerten Mineralöls herge- 
stellt und aus dem Erhebungsgebiet 
ausgeführt werden, um außerhalb des 
Erhebungsgebietes und der Freihäfen 
zu verbleiben oder verbraucht zu wer- 
den. Die Steuervergütung ist ausge- 
schlossen, wenn das Mineralöl zu 
Treib-, Schmier-, Heiz- oder Beleuch- 
tungszwecken verwendet wird.“ 

14. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wer unbearbeitetes Erdöl ge- 
winnt oder einführt oder Mineralöl 
herstellt oder vertreibt, unterliegt der 
Steueraufsicht.“ 

15. § 11 erhält folgende Fassung: 

411 

(1) Die Bundesregierung ist ermäch- 
tigt, 

1. zur Durchführung des Gesetzes 
durch Rechtsverordnung die Be- 
griffe des § 1 Abs. 2 und des § 2 
Abs, 1 und 2 näher zu bestimmen. 

2. die in § 2 Abs. 3 vorgesehene 
Rechtsverordnung zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister der Finan- 
zen ist ermächtigt, zur Durchführung 
des Gesetzes durch Rechtsverordnung 

1 . Bestimmungen zu § 2 Abs. 2, § 6 
Abs. 1 und 2 und § 7, insbesondere 
über das anzuwendende Verfahren, 
zu erlassen, 

2. die Begriffe der §§ 3 ff. näher zu 
bestimmen, 

3. das Nähere über die Steuererklä- 
rung (§ 4) und die Entrichtung der 
Steuer (§ 5) zu bestimmen, 

4. das Nähere über Steuerlager zu be- 
stimmen mit der Maßgabe, daß 

a) für die Steuerschuld nur in be- 
gründeten Ausnahmefällen 

Sicherheit zu leisten ist, 

b) die Steuer im Regelfall bis zum 
fünfundzwanzigsten des zweiten 
auf die Entnahme aus einem 
Steuerlager folgenden Monats zu 
entrichten ist, 
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c) die Steuerschuld für andere Stoffe 
als Mineralöl, die mit diesem 
Steuerlager vermischt werden, wie 
für dieses Mineralöl ensteht, 

d) für versteuertes Mineralöl, das 
in ein Steuerlager verbracht wird, 
eine neue bedingte Steuerschuld 
entsteht, 

5. die in § 1 Abs. 3, § 5 a Abs. 2, § 6 
Abs. 3 und § 7 a dieses Gesetzes so- 
wie die in §§ 191, 192 der Reichs- 
abgabenordnung vorgesehenen Be- 
stimmungen zu erlassen, 

6. steuerstatistisdie Erhebungen für 
Bundeszwecke anzuordnen, 

7. Bestimmungen der Verordnung 
zur Durchführung des Mineralöl- 
steuergesetzes aufzuheben, soweit 
zu ihrem Erlaß in diesem Gesetz 
keine Ermächtigung enthalten ist.“ 

(3) Der Bundesminister der Finan- 
zen erläßt die allgemeinen Verwal- 
tungsvorsdiriften zur Durchführung 
dieses Gesetzes und der auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Reditsverord- 
nungen.“ 

Artikel 5 

Der Bundesminister der Finanzen ist er- 
mächtigt, den Wortlaut des Mineralölsteuer- 
gesetzes in der Fassung dieses Gesetzes mit 
neuem Datum, unter Einfügung neuer 
Überschriften zu den einzelnen Paragraphen 
sowie in neuer Paragraphenfolge bekannt zu 
machen und dabei Ünstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 6 

Die Zollvergütung für vergütungsfähige 
Erdölrückstände und vergütungsfähiges Heiz- 
öl (Tarifnr. 2710, Anmerkung 1, Buchsta- 
ben a und c) wird nur für Erzeugnisse aus 
unbearbeitetem Erdöl gewährt, das nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes verzollt wor- 
den ist. 


Artikel 7 

(1) Hersteller können ihre Bestände an 
unversteuertem Mineralöl, das bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes in dem für die Ent- 
fernung aus dem Herstellungsbetrieb vor- 
gesehenen Zustand in ihrem Betrieb lagert, 
der zuständigen Zollstelle am Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes unter Angabe 
der Menge, der Beschaffenheit, des neuen 
Steuersatzes, der Lagerräume und der Lager- 
gefäße getrennt für die verschiedenen Arten 
schriftlich anmelden. Für die den zutreffend 
und ordnungsmäßig angemeldeten Beständen 
entsprechenden Mengen an Mineralöl entsteht 
die Mineralölsteuerschuld höchstens in Höhe 
der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Steuersätze, soweit diese Mengen 
binnen 4 Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes zur Versteuerung aus dem Herstel- 
lungsbetrieb entfernt werden. 

(2) Besteht für Mineralöl eine bedingte 
Steuerschuld, so ändert sich ihre Höhe mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes entspre- 
chend den von diesem Zeitpunkt ab gelten- 
den Steuersätzen. Sind solche Erzeugnisse 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht 
mehr steuerbar, so fällt die bedingte Steuer- 
schuld weg. 

(3) Inhaber von Steuerlagern können ihre 
bei Inkrafttreten des Gesetzes im Steuerlager 
lagernden Bestände an unversteuertem Mine- 
ralöl entsprechend Absatz 1 anmelden. Die 
Mineralölsteuerschuld wird für die den zu- 
treffend und ordnungsmäßig angemeldeten 
Beständen entsprechenden Mengen höchstens 
in Höhe der bis zum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes geltenden Steuersätze unbedingt 
und fällt in Höhe des überschießenden Betra- 
ges weg, soweit diese Mengen binnen 4 Mo- 
naten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zur 
Versteuerung aus dem Steuerlager entnom- 
men werden. 

Artikel 8 

Die in Art. 1, 3, 4 und 5 enthaltenen 
Ermächtigungen treten am Tage nach der 
Verkündung des Gesetzes in Kraft. Im übri- 
gen tritt das Gesetz am in Kraft. 
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Begründung 


A, Allgemeines 

1. Zweck des Gesetzentwurfs 

Zweck des Gesetzentwurfs ist die Neuver- 
teilung von Mineralölzoll und Mineralöl- 
steuer ohne Änderung des Haushaltauf- 
kommens. 

Der Mineralölzoll ist bisher Finanzzoll und 
Schutzzoll. Die Mineralölsteuer ist bisher 
Ausgleidisteuer (um den den Schutzzoll über- 
steigenden Teil des Mineralölzolls auszu- 
gleichen) und außerdem auch Finanzsteuer. 
Dieses auf der zeitlichen Entwicklung be- 
ruhende System ist nicht nur kompliziert, 
sondern wird auch der heutigen Lage der 
deutschen Erdölförderung und Mineralöl- 
industrie hinsichtlich des Zollschutzes nicht 
mehr gerecht. Die Neuverteilung soll dem 
Mineralölzoll reinen Schutzzollcharakter, der 
Mineralölsteuer reinen Finanzcharakter geben. 
Der Zoll soll schützen: 

a) die Gewinnung von deutschem Rohöl, 

b) die Verarbeitung von deutschem und aus- 
ländischem Rohöl im Inland zu Fertig- 
erzeugnissen. 

2. Verzollungssystem 

Wenn Zoll auf ausländisches Rohöl erhoben 
wird, kann man das Rohöl als solches ver- 
zollen (System der Rohölverzollung) oder 
erst die ciaraus unter Zollüberwachung her- 
gestellten Fertigerzeugnisse (System der sog. 
inländischen Betriebsanstalten). 

Inländische Betriebsanstalten haben bis 1939 
ln Deutschland bestanden. Der geltende Zoll- 
tarif läßt ihre Zulassung durch besondere 
Verordnung zu (Anmerkungen zu Nr. 2708, 
2710, 2711 und 2714 am Ende des Kapitels 
27). Tatsächlich sind jedoch keine inlän- 
dischen Betriebsanstalten zugelassen. Von der 
Ermächtigung, die Verarbeitung von aus- 
ländischem Rohöl in inländischen Betriebs- 
anstalten zuzulassen, konnte kein Gebrauch 
gemacht werden, da im Gegensatz zu der 
Zeit vor dem Kriege ausländisches Rohöl ge- 
mischt mit inländischem verarbeitet wird. 
Dazu kommt, daß die Mischung teilweise 
erst bei Halbfabrikaten erfolgt. Die Über- 
wachung der Verarbeitung und die Auf- 
teilung der bei der Verarbeitung gewon- 


nenen Mineralölerzeugnisse auf das ver- 
wendete ausländische und inländische Rohöl 
wäre außerordentlich schwierig und zwänge 
zu starker Personalvermehrung. Dieses Per- 
sonal steht, selbst wenn die Industrie die 
Kosten übernähme, in absehbarer Zeit nicht 
zur Verfügung, zumal qualifizierte Spezia- 
listen benötigt würden. 

Um der Mineralölindustrie die gleiche An- 
passungsfähigkeit und Beweglichkeit zu 
geben, die sie in der inländischen Betriebsan- 
stalt besäße, soll der bei der Einfuhr ent- 
richtete Rohölzoll bei der Ausfuhr von Mine- 
ralölerzeugnissen vergütet werden, so daß 
sich die Mineralölindustrie jederzeit den 
Weltmarktverhältnissen anpassen kann, denn 
der Export wird völlig von Eingangsabgaben 
entlastet. 

Die einzelnen Rohölsorten sind hinsichtlich 
ihrer Ausbeuten sehr verschieden. Um einen 
einheitlichen Rohölzoll für alle Rohölsorten 
festsetzen zu können, müssen diejenigen Be- 
standteile des Rohöls, die bei Fertigwaren- 
einfuhr zollfrei wären (Bitumen uncl Petro- 
leumkoks) nachträglich von der Zollbelastung 
freigestellt werden. Dies geschieht ebenfalls 
durch Vergütung des Mineralölzolls für die 
aus verzolltem Rohöl hergestellten Mengen 
an Bitumen und Petroleumkoks. Um die 
weiteren Unterschiede In den Ausbeutemög- 
lichkelten auszugleichen, muß die Zollbe- 
lastung der übrigen aus Rohöl gewonnenen 
Erzeugnisse gleich sein. 

3. Höhe des Zollschutzes 

Dieses Vergütungssystem bedeutet praktisch, 
daß sich ein Rohölzoll nicht in der Höhe aus- 
wirkt, wie er tatsächlich erhoben wird. Wie 
aus dem beigefügten Zahlenbeispiel zu er- 
sehen Ist, werden die Vergütungen für die 
Im Inland bleibenden Erzeugnisse etwa ein 
Viertel der erhobenen Rohzölle ausmachen. 
Da aber die Höhe des Zollschutzes für deut- 
sches Erdöl nur für Rohöl berechnet werden 
kann. Ist es erforderlich, den Rohölzoll so 
hoch festzusetzen, daß der Zollschutz zum 
Rohölzoll im Verhältnis von 3 : 4 steht. Der 
vorgesehene Rohölzoll von 12,90 DM be- 
deutet also nur einen tatsächlichen Zollschutz 
für deutsches Rohöl in Höhe von 9,70 DM 
für 100 kg Rohöl. Sowohl die deutsche Roh- 
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öl fördernde Industrie wie auch die Rohöl 
importierende Mineralölindustrie sind der 
Auffassung, daß der Schutzzoll in dieser 
Höhe angemessen ist und den Belangen bei- 
der Teile gerecht wird. 

Es entspricht dem deutschen Zollsystem, die 
Verarbeitung von Rohwaren zu Fertigwaren 
im Inland zu schützen und deshalb für 
Fertigwaren höhere Zölle zu erheben als für 
Rohwaren. Dieser Gesichtspunkt gilt auch 
für die Mineralölverarbeitung. Über die 
Höhe der hiermit erforderlichen Spanne 
zwischen Rohölzoll und Fertigwarenzoll 
gehen die Meinungen der Wirtschaft ausein- 
ander. Auf Grund von Kostenermittlungen 
des Bundesfinanzministeriums, die durch das 
Bundesfinanzministerium gemeinsam mit dem 
Bundeswirtschaftsministerium ausgewertet 
worden sind, ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß die Eingangsabgaben für 
Fertigwaren (soweit sie nicht zollfrei bleiben 
sollen) um 5,40 DM je 100 kg über dem 
Rohölzoll liegen müssen. Da Rohöl bei In- 
krafttreten der Neuregelung auf die Umsatz- 
steuer-Freiliste gesetzt werden soll, Fertig- 
waren jedoch außer dem Zoll noch die UASt 
tragen müssen, genügt es, wenn die Zollsätze 
für Fertigwaren um 4,50 DM für 100 kg 
über den Rohölzollsätzen liegen. 

Auf die Verbraucherpreise für die wichtigsten 
Mineralöle braucht sich die Neuregelung 
nicht auszuwirken. Da die Belastung der Mine- 
ralölindustrie durch Zölle und Mineralöl- 
steuer Insgesamt nicht steigt, sondern nur 
innerhalb der einzelnen Gruppen dieser In- 
dustrie gerechter verteilt wird, besteht inso- 
weit kein Grund für eine Preiserhöhung. Es 
Ist allerdings zu berücksichtigen, daß die in- 
ländischen Preise die Tendenz haben, sich 
nach den Import-cIf-Prelsen für Fertiger- 
zeugnisse zuzüglich der Eingangsabgaben zu 
richten. Die Gesamteingangsabgaben erhöhen 
sich zwar In geringem Umfang (bei Benzin 
um etwa 5,00 DM, bei Dieselöl um etwa 
2, — DM für 100 kg), jedoch braucht auch 
diese Tatsache nicht zu einer Preiserhöhung 
zu führen. Als am 1. Juli 1951 das sog. Gleit- 
zollsystem für Rohöl aufeehoben und die 
gesetzlichen Zölle für Rohöl wieder erhoben 
wurden, war die Mineralölindustrie gezwun- 
gen, ihre Preise für Benzin um 4 DM und 
für Dieselöl um 2 DM für 100 kg zu er- 
höhen. 

Diese Preiserhöhung kam auch den Fertig- 
waren-Importen zugute, obwohl sich' deren 
Belastung in keiner Weise änderte. Die 


Neuregelung stellt deshalb hinsichtlich der 
Belastungen der importierten Fertigerzeug- 
nisse nur die Verhältnisse wieder her, wie 
sie vor dem 1. Juli 1951 bestanden haben. 
Im übrigen lehrt die Erfahrung hinsichtlich 
der Import-cif-Preise, daß sich die auslän- 
dischen Verkäufer häufig nach der Belastung 
durch deutsche Eingangsabgaben richten, sei 
es, daß sie ihre Preise bei niedriger werden- 
den Abgaben steigern, sei es umgekehrt. Es 
ist anzunehmen, daß die Erhöhung der Ein- 
gangsabgaben für Mineralölfertigerzeugnisse 
dementsprechend auf manche Import-cif- 
Preise drücken wird. 

Bei der Höhe des Zollschutzes für die Verar- 
beitung von Rohöl muß die Gefahr ausge- 
schlossen werden, daß die Mineralölindustrie 
den erforderlichen Anreiz zur technischen 
Fortentwicklung und fortschreitenden An- 
passung an die Weltmarktpreise verliert oder 
durch eine Preisgestaltung, die den allge- 
meinen wirtschaftlichen Belangen nicht Rech- 
nung trägt, den Verbraucher in nicht trag- 
barem Maße belastet. Die Bundesregierung 
muß deshalb in der Lage sein, dieser Gefahr 
sofort zu begegnen, indem sie durch Herab- 
setzung der Zölle für die Fertigerzeugnisse 
einen verschärften Wettbewerb durch die 
Einfuhr von Fertigerzeugnissen schafft. Das 
in § 4 des Zolltarifgesetzes vorgesehene Ver- 
fahren genügt hierfür nicht, da es die beson- 
deren Verhältnisse des Mineralölmarktes, ins- 
besondere seine jahreszeitlichen Schwankun- 
gen, verlangen, daß solche Maßnahmen nicht 
binnen Wochen, sondern binnen Tagen wirk- 
sam werden. Durch die zeitliche Befristung 
solcher Verordnungen bleiben die Rechte der 
gesetzgebenden Körperschaften insofern ge- 
wahrt, als sie an den In soldien Fällen wohl 
immer einzuleitenden endgültigen Regelun- 
gen beteiligt bleiben. 

4. Zollbegünstigungen 

Der Zolltarif sah bisher eine Reihe von ge- 
setzlichen oder dem Verordnungswege vor- 
behaltenen Zollbegünstigungen vor (Anmer- 
kung zu Tarifnr. 2710, zu Tarifnr. 2714 und 
zu den Tarifnummern 2708, 2710, 2711 und 
2714 am Ende des Kapitels 27). Bei folge- 
richtiger Durchführung des Schutzzollgedan- 
kens ist für solche Zollbegünstigungen kein 
Raum, denn sie würden rein deutsche Er- 
zeugnisse von den «entsprechenden Markt- 
gebieten völlig ausschließen. Diese Zollbe- 
günstigungen müssen deshalb fortfallen. So- 
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weit Mineralöle zur Herstellung von Export- 
waren verwendet werden, soll der Zoll je- 
doch vergütet werden. 

5. Haushaltsmäßige Auswirkung der Neu- 
regelung 

Da die Entwicklung des Mineralölmarktes 
auf einen größeren Zeitraum niemals mit 
Sicherheit vorausgesagt werden kann, ist es 
nicht möglich, eine genaue Schätzung des 
Aufkommens für die Zeit nach dem Inkraft- 
treten der Neuregelung vorzunehmen. Um 
die haushaltsmäßige Auswirkung der Neu- 
regelung darzustellen, kann deshalb nur von 
den jetzigen Marktverhältnissen und den 
jetzigen industriellen Verarbeitungsmöglich- 
keiten ausgegangen werden. Als Zahlenbei- 
spiele sind Gegenüberstellungen einerseits des 
Aufkommens an Zoll und UASt und an- 
dererseits an Mineralölsteuer nach bisheriger 
und künftiger Regelung beigefügt. Danach 
würde sich an Zoll und UASt ein Minderauf- 
kommen von rd. 59 Millionen DM jährlich 
und an Mineralölsteuer ein Mehraufkommen 
von rd. 54 Millionen jährlich ergeben. Dies 
zeigt, daß Abstriche an den vorgesehenen 
Sätzen zu ernster Beeinträchtigung des Haus- 
haltsaufkommens führen würden. 


B. Im Einzelnen 

Zu Artikel 1: 

Nummer 1: 

Nach ^61 ZG kann Zollgewicht das Roh-, 
Rein- oder Eigengewicht sein. Bisher wurde 
Mineralöl im allgemeinen nach dem Eigen- 
gewicht zuzüglich von Tarazuschlägen (vgl. 
§ 62 Abs. 3 ZG) verzollt. Da heute jedodi 
Mineralöl fast ausschließlich in Tankschiffen 
oder Kesselwagen eingeht und das Eigenge- 
wicht ohnehin ermittelt werden muß, ist das 
Eigengewicht der zweckmäßigste Verzol- 
lungsmaßstab. Alle Zollsätze des Entwurfs 
sind deshalb für das Eigengewicht berechnet. 
Die bisherigen Tarazuschläge entfallen. 

Nummer 2: 

Benzol soll den gleichen Zoll wie Benzin 
tragen. Der damit gewährte Zollschutz für die 
Inländische Benzolherstellung ist ausreichend. 
Wegen der Höhe des Zollsatzes vergl. oben 
A, 3. 


Nummer 3; 

Die Gründe, die bei Mineralölen zum Aus- 
schluß allgemein geltender Zollbegünstigun- 
gen führen (vgl. oben A 4), treffen bei Ben- 
zol nicht zu, da für Motorenbenzol und tech- 
nisches Benzol auf dem Inlandsmarkt ver- 
schiedene Preise bestehen. Zollbegünstigt soll 
nur das technische Benzol sein. Die Zollbe- 
günstigung wird dessen Preis auf dem In- 
landsmarkt auch künftig niedrig halten. 

Nummer 4: 

Wegen der Höhe der Zollsätze für unbear- 
beitetes Erdöl und für Fertigerzeugnisse 
vergl. oben A 3. Heizöl kann zu anderen 
Mineralölen weiter verarbeitet und muß da- 
her grundsätzlich wie unbearbeitetes Erdöl 
behandelt werden. Es soll deshalb den Zoll- 
satz von 12,90 DM für 100 kg tragen. Zum 
unmittelbaren Verheizen unter Zollsicherung 
soll es dem Zollsatz von 1,20 DM für 100 kg 
Eigengewicht unterliegen. Dies entspricht der 
bisherigen Belastung (1 DM/100 kg zuzüglich 
des Tarazuschlages von 20 v. H.). Schmier- 
öle, die nur mit übernormalen Raffinations- 
verlusten hergestellt werden können, müssen 
einen erhöhten Zollschutz genießen, um die 
einheimischen Spezialraffinerien zu schützen. 
Die vorgesehenen Zollsätze sind entsprechend 
den Raffinationsverlusten gegenüber dem 
Satz für normales Schmieröl gesteigert. 

Um das Aufarbeiten von Altöl im Inland 
lohnend zu erhalten, ist ein erhöhter Zoll- 
schutz für aufgearbeitete Altöle erforderlich. 
Im praktischen Ergebnis werden hiernach die 
Gesamteingangsabgaben (Zoll und Mineralöl- 
steuer) für aufgearbeitete Altöle fast so hoch 
sein wie für Frischöle (Altöle 30 + 15 — 
45 DM; Frischöle 17,40/+ 28 = 45,40 DM). 

Nummer 5: 

Wegen der Streichung der allgemeinen Zoll- 
begünstigungen für Testbenzin und Spindel- 
öl vergl. oben A 4. 

Wegen der neuen Anmerkung 2 vergl. die 
vorstehenden Ausführungen über Heizöl. 

Die neue Anmerkung 1 enthält die Bestim- 
mungen über die Zollvergütung, deren allge- 
meine Grundsätze oben unter A 2 und A 4 
dargelegt sind. 

Buchstabe a entlastet das Bitumen und den 
Petrolkoks vom Rohölzoll. Voraussetzung 
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ist lediglich die Herstellung aus verzolltem 
Rohöl. Würde die Vergütung in Höhe des 
vollen Rohölzolls (12,90 DM) gewährt, so 
würde Bitumen, das fertig eingeführt und 
hierbei zollfrei, jedoch mit 0,45 DM Um- 
satzausgleichsteuer belastet ist, zu ungünstig 
gestellt werden. Die Zollvergütung ist des- 
halb um 0,45 DM gekürzt und beträgt nur 
12,45 DM für 100 kg. 

Buchstabe b entlastet alle übrigen aus Erdöl 
herstellbaren Erzeugnisse (ausgenommen 
Heizöl und Schmiermittel, vergl. Buchstabe c 
und -d) vom Rohölzoll, wenn sie ausgeführt 
werden. Der Ausfuhr ist die Abfertigung zu 
einem Zollverkehr gleichgestellt, um die 
Ausfuhr auch über Zollager und Zollvor- 
merklager sowie nach weiterer Bearbeitung 
im Veredelungsverkehr zu ermöglichen. Da 
in diesen Fällen nach §§ 6, 105 ZG neue Zoll- 
hängigkeit eintritt, sind Mißbräuche ausge- 
schlossen. 

Die Herstellung der vergütungsfähigen Er- 
zeugnisse aus verzollten Rohstoffen ist be- 
wußt nicht gefordert. Die Vergütung wird 
also auch für Erzeugnisse aus deutschem Roh- 
öl gewährt. Dies ist aus praktischen Gründen 
geboten, weil es kaum möglich ist, bei ge- 
mischter Verarbeitung von verzolltem und 
deutschem Erdöl festzustellen, aus welchem 
dieser Rohstoffe die hergestellten Erzeug- 
nisse stammen. Die Regelung hat solange 
keinerlei Subventionscharakter, wie mehr 
Mineralöl eingeführt als ausgeführt wird, 
weil es sich dann bei der Ausfuhr rein deut- 
scher Erzeugnisse nur um einen Austausch 
mit Erzeugnissen aus ausländischen verzoll- 
tem Rohöl handelt. Dies zwingt aber dazu, 
die Vergütung nicht in bar, sondern immer 
nur durch Anrechnung auf Rohölzölle zu ge- 
währen (Buchstabe g). Würde mehr Mineral- 
öl ausgeführt als eingeführt (was praktisch 
für absehbare Zeit ausgeschlossen ist), so wür- 
den die Anrechnungsbescheinigungen auto- 
matisch wertlos werden. 

Für Schmieröl mit übernormalen Raffina- 
tionsverlusten genügt die Vergütung in 
Höhe des Rohölzolls nicht, weil die 
deutsche Industrie infolge der hohen Raffina- 
tionsverluste auf dem Weltmarkt nicht wett- 
bewerbsfähig wäre, wenn sie den Zoll für 
diese Raffinationsverluste tragen müßte. 
Satz 2 des Entwurfs läßt deshalb die Berück- 
sichtigung dieser Verluste zu. 

In den wenigen Fällen, wo auch diese Rege- 
lung für den Export noch nicht genügt (z. B. 


bei Einsatz von fertig eingeführten hoch- 
wertigen Schmierölen), besteht die Möglich- 
keit von Veredelungsverkehren, die durch 
das Vergütungssystem in keinem Falle aus- 
geschlossen wird. 

Buchstabe c regelt die Zollvergütung für 
Heizöle ähnlich wie für die unter b behan- 
delten Erzeugnisse. Da es sich jedoch um sehr 
große Mengen handelt und Heizöl überwie- 
gend im Zollsicherungsverkehr im Inland 
verwendet wird, muß die Herstellung aus 
verzolltem Erdöl als Vergütungsvoraus- 
setzung gefordert werden. Weil fertig einge- 
führtes Heizöl 0,30 DM Umsatzausgleich- 
steuer tragen muß und nicht schlechter ge- 
stellt werden darf als im Inland aus verzoll- 
tem Erdöl hergestelltes, ist die Vergütung um 
0,30 DM gekürzt und beträgt nur 12,60 DM 
für 100 kg. Um Mißverständnisse auszu- 
schließen, sei betont, daß das aus verzolltem 
Erdöl im Inland hergestellte Heizöl, das 
unter Zollvergütung von 12,60 DM zum 
Zollsicherungsverkehr abgefertigt wird, nach 
§§ 6, 105 ZG neu zollhängig wird und des- 
halb bei Verwendung im Zollsicherungsver- 
kehr genau wie das fertig eingeführte Heizöl 
den im Zolltarif für diesen Fall festgesetzten 
Zoll von 1,20 DM für 100 kg tragen muß. 

Buchstabe d regelt die Zollvergütung für 
Schmiermittel. Diese enthalten nur zum Teil 
vergütungsfähiges Schmieröl. Hieraus ergibt 
sich die vorgesehene Beschränkung der Ver- 
gütung auf den Schmierölanteil. Die in Satz 2 
vorgesehene Regelung wird schon jetzt im 
Billigkeitswege angewendet. 

Buchstabe e enthält die Regelung der Zoll- 
vergütung für Ausfuhrwaren, die zwar keine 
Mineralöle mehr sind, jedoch unter unmit- 
telbarer Verwendung von Mineralölen herge- 
stellt werden. Diese Vergütung ist nicht für 
alle Exportwaren dieser Art erforderlich. In 
manchen Fällen genügen überdies auch Ver- 
gütungen In geringerer Höhe. Da die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse schnell wechseln und 
auch noch keine Erfahrungen hinsichtlich 
einer so weitgehenden Vergütung vorliegen, 
erscheint es geboten, die weiteren Einzel- 
heiten Im Verordnungswege zu regeln. 

Buchstabe f regelt die Zollvergütung für das 
an Diplomaten usw. abgegebene Benzin. Es 
entspricht den Internationalen Gepflogen- 
heiten, dgß dieses Benzin durch Zölle nicht 
belastet wird. Die Regelung des ^ 69 Ziffer 9 
und 10 ZG deckt jedoch nur die Fälle, In 
denen solches Benzin fertig eingeführt wird. 
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Die Diplomaten sind aber meist darauf ange- 
wiesen, Ihr Benzin aus dem allgemeinen 
Tankstellennetz zu entnehmen. Dies wurde 
Ihnen sdion Immer in der Form ermöglidit, 
daß der Zoll auf Grund von Gutscheinen er- 
stattet wurde. Hierfür soll nunmehr die ge- 
setzlldhe Grundlage geschaffen werden. 

Buchstabe g legt fest, daß die Zollvergütung 
nur durch Anrechnung auf Rohölzölle ge- 
währt wird (vgl. oben zu Budistabe b). Um 
die Voraussetzungen der Vergütung in ein- 
facher Weise feststellen zu können, wird das 
Verfahren zweckmäßig an die ohnehin be- 
stehende steuerlldie Überwachung der Mine- 
ralöle angeschlossen. Diese Überwachung 
endet im allgemeinen, wenn für Mineralöl 
die Steuersdiuld unbedingt wfird. Deshalb 
sollen nur Erzeugnisse vergütungsfähig sein, 
für die noch keine unbedingte Steuerschuld 
besteht. Diese zusätzliche Vergütungsvoraus- 
setzung entfällt beim Diplomatenbenzin, das 
nur aus versteuerten Beständen abgegeben 
werden kann, sowie bei den unter e behan- 
delten Erzeugnissen. Die Fälle der Buch- 
staben e und f sind deshalb hier nicht aufge- 
führt. 

Buchstabe h enthält eine notwendige Er- 
mächtigung. Vergütungsberechtigt soll im 
Regelfälle nicht nur der Hersteller sein, son- 
dern auch derjenige, der die Voraussetzungen 
der Vergütung, z. B. durch Ausfuhr oder Ab- 
fertigung zum Zollverkehr, schafft, jedoch 
bedürfen die einzelnen Fälle dieser Anmer- 
kung einer verschiedenen Regelung. Der 
Vergütungsberechtigte wird auch häufig 
nicht selbst Schuldner von Rohölzöllen sein 
und deshalb die Vergütungsberechtigung 
übertiagen müssen. Diese Einzelheiten und 
das Verfahren werden zweckmäßig Im Ver- 
ordnungswege geregelt, um sie jederzeit der 
Wirtschaftsstruktur anpassen zu können. 

Nummer 6: 

Die zolltariflichen Begriffsbestimmungen für 
Mineralöle müssen nach den Erfahrungen der 
Praxis In einigen Punkten geändert werden. 

Statt der In Deutschland schwer erhältlichen 
ASTM-Normen wird nunmehr auf die ent- 
sprechenden DIN-Entwürfe verwiesen. 

Für Heizöl wird kein Asphaltgehalt mehr 
gefordert. Die neue Begriffsbestimmung für 
Schmieröl enthält eine klare Abgrenzung 
gegenüber dem Gasöl. Sie gilt schon bisher 
auf dem Gebiete der Mineralölsteuer und hat 
sich dort bewährt. 


Die Begriffsbestimmung für andere Schwer- 
öle Ist nur klarer als bisher gefaßt. 

Alle weiteren Begriffsbestimmungen (z. B. 
für Schmieröle mit übernormalen Raffina- 
tionsverlusten) bleiben zweckmäßig den Er- 
läuterungen (§18 Ziffer 1 ZTG) Vorbehalten. 

Nummer 7: 

Wegen der Notwendigkeit, für alle diese Er- 
zeugnisse einen einheitlichen Zollsatz festzu- 
setzen, vgl. oben A 2 am Ende, wegen der 
Höhe dieses Zollsatzes vgl. oben A 3. 

Nummer 8: 

Wegen der Streichung der allgemeinen Zoll- 
begünstigung für Paraffingatsch vgl. oben 
A 4. 

Die neue Anmerkung 1 entspricht der An- 
merkung 3 zu Tarifnr. 2710 und dient nur 
der notwendigen Klarstellung. 

Nummer 9: 

Die Abgrenzung der bituminösen Mischun- 
gen (Tarifnr. 2718) gegenüber den Schmier- 
mitteln (Tarifnr. 3404 — A — 1) und den 
Schmierölen sowie anderen Schwerölen 
(Tarifnr. 2710 — D) kann in einzelnen Fällen 
schwierig sein. Es ist deshalb zweckmäßig. Im 
Zolltarif selbst keine Begriffsbestimmungen 
für bituminöse Mischungen festzulegen, son- 
dern dies den nach den Erfahrungen der 
Praxis zu gestaltenden Erläuterungen (§ 18 
Ziffer 1 ZTG) vorzubehalten. 

Nummer 10: ^ 

Wegen der Streichung vgl. oben A 2, A 4 und 
B 5 e. 

Nummer 11: 

Die jetzige Fassung der Tarifnr. 3404 — A 
hatte zahlreiche Umgehungsversuche zur 
Folge, zumal nur die in Tarifnr. 3404 — A 
— 1 bezeichneten Erzeugnisse mineralöl- 

steuerbar sind. Die Neufassung schließt solche 
Versuche und damit jede Marktbeunruhi- 
gung aus. 

Zu Artikel 2: 

Die durch die aufzuhebenden Bestimmungen 
dem Zolltarif bis auf weiteres eingefügten bis- 
herigen Anmerkungen 5 und 6 zu Tarifnr. 
2710 sind durch die Neuregelung überholt, 
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Zu Artikel 3: 

Vergleiche oben A 3 am Ende. 

Zu Artikel 4: 

Nummer 1: 

Durch die Neufassung wird klargestellt, was 
als Erhebungsgebiet im Sinne des Mineralöl- 
steuerrechts gilt. 

Nummer 2: 

Schweres Steinkohlenteeröl soll künftig nicht 
mehr mineralölsteuerbar sein, da auch Heiz- 
öl künftig steuerfrei verwendet werden darf 
(vgl. die nadistehenden Ausführungen zu 4) 
und beide ölarten wie bisher belastungs- 
mäßig gleichgestellt werden müssen, 

Nummer 3: 

Die bisher in ^ 1 Abs. 3 enthaltene Ermächti- 
gung ist nach Art. 129 Abs. 3 GG erloschen. 
Die an dieser Stelle neu aufzunehmende Er- 
mächtigung entspricht dem § 2 des Zucker- 
steuergesetzes. Sie hat sich als notwendig er- 
wiesen, weil die inländische Industrie, die ver- 
steuerte Mineralöle als Rohstoff benutzen 
muß, gegen die Einfuhr von Waren geschützt 
werden soll, die im Ausland mit Mineralöl 
hergestellt sind, jedoch bei der Einfuhr nach 
ihrer Beschaffenheit nicht unter § 1 Abs. 2 
des Gesetzes fallen und deshalb nicht ohne 
weiteres steuerbar sind. 

Nummer 4; 

Die neuen Steuersätze sollen den haushalts- 
mäßigen Ausgleich der Neuregelung (vgl. 
oben A 5) herbeiführen. Dies gilt jedoch nur 
hinsichtlich des Gesamtaufkommens. Für die 
einzelnen Mineralölarten wurde bei Berech- 
nung der neuen Steuersätze erstrebt, daß die 
neue Belastung durch Zoll und Steuer der 
bisherigen Belastung ungefähr entspricht, 
wobei sich im einzelnen jedoch kleinere Ab- 
weichungen ergeben. Ausgangspunkt dieser 
Berechnungen ist die Belastung der aus ein- 
geführtem verzolltem Rohöl im Inland her- 
gestellten Mineralöle, da der Anteil dieser 
Mineralöle am Gesamtverbrauch durchaus 
überwiegt. Danach gelten für die wichtigsten 
Mineralöle (Benzin, Gasöl, Schmieröl) fol- 
gende Erwägungen: 

Die bisherige Zollbelastung ergibt sich aus 
den Rohölzöllen der bisherigen Anmerkung 5 


zu Tarifnr. 2710. Diese Rohölzölle sind nach 
den Ausbeuteverhältnissen der einzelnen 
Rohöle unterschiedlich und im einzelnen so 
errechnet, daß die Benzinausbeute mit 
21,09 DM, die Gasölausbeute mit 6,50 DM 
und die Schmierölausbeute mit 16,80 DM für 
je 100 kg belastet ist. Dazu kommen die 
Umsatzausgleichsteuer für das eingeführte 
Rohöl mit etwa — ,90 DM je kg und die 
Mineralölsteuer für die Erzeugnisse. Hier- 
nach ergab sich bisher eine Belastung für je 
100 kg bei Benzin von 21,09 DM Zoll, 
— ,90 DM Umsatzausgleichsteuer und 19,— 
DM Mineralölsteuer, insgesamt 40,99 DM, 
bei Gasöl von 6,50 DM Zoll, — ,90 DM 
Umsatzausgleichsteuer und 10,90 DM Mine- 
ralölsteuer, insgesamt 18,30 DM und bei 
Schmieröl von 16,80 DM Zoll, — ,90 DM 
Umsatzausgleichsteuer und 23, — DM Mine- 
ralölsteuer, insgesamt 40,70 DM. 

Da die Belastung durch den Rohölzoll künf- 
tig einheitlich für alle diese Mineralöle 12,90 
DM für je 100 kg betragen soll (vgl. oben 
A 3), ergeben sich die neuen Steuersätze für 
Benzin von 28,65 DM für Schmieröle von 
28, — DM und für GasÖl von 6,30 DM, die 
zusammen mit dem Zoll zwar eine etwas 
höhere Belastung dieser Mineralöle als bisher 
mit sich bringen, jedoch deren Belastungs- 
fähigkeit entsprechen und nicht zu Preiser- 
höhungen zu führen brauchen. 

Für die neuen Steuersätze der übrigen Muie- 
ralöle gelten entsprechende Erwägungen. 

Bei der Festsetzung des Steuersatzes für Ben- 
zin und für Gasöl muß die besondere Lage 
der deutschen Hydrierwerke berücksichtigt 
werden. Das Hydrieren ermöglicht eine weit 
bessere Ausnutzung des Rohöls insofern, als 
aus dem Rohöl zu 90 ®/o Benzin und Gasöl 
gewonnen werden. Das Verfahren ist als 
volkswirtschaftlich sehr wertvoll und — so- 
weit Importrohöl verarbeitet wird — 
devisensparend. Andererseits liegen die Ver- 
arbeitungskosten beim Hydrieren weit höher 
als bei den sonst üblichen Verfahren. Die in 
dem Entwurf vorgesehene Ermäßigung des 
Steuersatzes für Benzin um 12,15 DM ent- 
spricht dem Bedürfnis wie es durch Prüfung 
ermittelt worden ist. Während bisher im 
Hydrierverfahren an flüssigem Mineralöl nur 
Benzin hergestellt wurde, wird die Markt- 
lage dazu zwingen, durch Hydrieren in ge- 
wissem Umfang statt Benzin Gasöl herzu- 
stellen. Aus diesem Grunde sieht der Entwurf 
Steuerfreiheit für das durch Hydrieren ge- 
wonnene Gasöl vor, stellt also dieses Gasöl 
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um 6,30 DM besser als durdi andere Ver- 
fahren gewonnenes. 

Für Heizöl, das bisher mit 1, — DM Mine- 
ralölsteuer für 100 kg belastet war, ist nun- 
mehr steuerfreie Verwendung zum unmit- 
telbaren Verheizen vorgesehen, um die Heiz- 
ölverwendung in Deutschland zur Behebung 
des Energieengpasses zu fördern. Da Heizöl 
jedoch auch zu hochwertigen Mineralölen 
und sonstigen Stoffen verarbeitet werden 
kann,, muß die steuerfreie Verwendung unter 
Überwachung stehen. Hierdurch entsteht 
keine zusätzliche Verwaltungsarbeit, da Heiz- 
öl ohnehin fast ausschließlich im Zollsiche- 
rungsverkehr verwendet wird. 

Es gibt Mineralöle, welche zwar die Begriffs- 
bestimmung für hochbelastete Mineralöl- 
arten erfüllen (z. B. für Schmieröle), jedoch 
infolge ihrer wertmindernden Eigenschaften 
die Steuer nicht voll tragen können (z. B. Er- 
zeugnisse aus Schieferöl und Reinigungs- 
extrakte). Eine Ermäßigung der Steuer im 
Billigkeitswege Ist oft aus rechtlichen Grün- 
den nicht möglich, im übrigen ist dieser Weg 
den Beteiligten auch schwer zumutbar. Des- 
halb bestand die Ermächtigung des § 2 Abs. 2 
bisheriger Fassung, die jedoch nach Artikel 
129 Abs. 3 GG erloschen sein dürfte und des- 
halb nicht mehr angewendet worden ist. Der 
Entwurf sieht zur Behebung dieser Schwierig- 
keiten nunmehr eine erheblich einge- 
schränkte, dem Artikel 80 GG genügende 
Ermächtigung In § 2 Abs. 3 vor. 

Nummer 5: 

§ 3 regelt nur das Steuerschuldrecht. Infolge- 
dessen muß auch sein Absatz 3 sich hierauf 
beschränken. Aus diesen Gründen Ist er neu 
gefaßt. 

Das Zollrecht, auf das hier verwiesen wird, 
sieht naturgemäß für die Fälle des § 5 b 
(Steuerlager) und des 5 6 (unversteuerte 
Verwendung) keine bedingte Zollschuld vor. 
Aus steuerrechtlichen Gründen müssen in 
diesen Fällen aber bedingte Steuerschulden 
entstehen. Der Entwurf stellt dies klar. 

Wird Mineralöl des zollrechtlich freien Ver- 
kehrs zu einem Zollverkehr abgefertigt oder 
in eine Freizone verbracht, so wird es neu 
zollhängig (^^ 6, 105 ZG), so daß z. B. bei 
späterer Abfertigung zum 'freien Verkehr 
die Zollschuld hierfür entsteht (^ 45 Abs. 1 
ZG). An einer ausdrücklichen Bestimmung, 
daß dies auch für die Mineralölsteuerschuld 
gilt, fehlt es bisher. Da aber einerseits eine 


Steuerschuld, die mit der Entfernung aus 
dem Herstellungsbetrieb bedingt entstanden 
ist, durch die Abfertigung zum Zollverkehr 
wegfällt (^ 6 des Gesetzes, § 9 der Durch- 
führungsverordnung), muß auf der anderen 
Seite für solches wieder zollhängig werdende 
Mineralöl eine neue Steuerschuld unter den- 
selben Voraussetzungen wie die Zollschuld 
entstehen, da sich sonst die Mineralölsteuer- 
belastung umgehen ließe. Der Entwurf stellt 
diese Rechtsfolge klar. 

Nummer 6: 

Die Behandlung von steuerbarem Mineralöl 
In den Freihäfen war bisher nur in der 
Durchführungsverordnung (^ 2) geregelt, 
und zwar sachlich in gleicher Weise wie Im 
vorliegenden Entwurf. Rechtsgrundlage für 
§ 2 der Durchführungsverordnung war bei 
Ihrem Erlaß der § 16 Ziff. 1 AÖ, dessen 
Fortgeltung im Hinblick auf Artikel 129 
Abs. 3 GG zweifelhaft ist. Es ist deshalb 
zweckmäßip-. die mineralölsteuerlichen Vor- 
schriften über die Freihäfen in das Gesetz 
selbst zu übernehmen. 

Nummern 7, 8, 9: 

Den §§ 4 und 5 sind durch das Gesetz zur 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes vom 
19. Januar 1951 Absätze angefügt worden, 
die jeweils für den Fall der Einfuhr auf das 
Zollrecht verweisen. Es ist zweckmäßig, diese 
Rechtsgebiete bei der Einfuhr von Mineralöl 
in einem besonderen Paragraphen (§ 5 a des 
Entwurfs) zu regeln, zumal das Zollrecht 
zwar für den Regelfall, nicht aber für gewisse 
Sonderfälle der Einfuhr (Verbringen In 
Steuerlager oder Herstellungsbetriebe, Ab- 
gabe zur steuerbegünstigten Verwendung, 
Einfuhr über die Zonengrenze) paßt. Die 
4 und 5 sind deshalb neu gefaßt und be- 
handeln ohne sachliche Änderungen nur die 
Inlandsherstellung. Der neue 5 5a enthält 
die entsprechenden Bestimmungen bei der 
Einfuhr von Mineralöl und die Ermächtigung 
zu einer vom Zollrecht abweichenden Be- 
handlung der Sonderfälle. 

Nummer 10: 

Der bisherige § 5 a, künftig § 5 b, regelt die 
Zulassung der Steuerlager. Seine bisherige 
Fassung wird der Struktur der Mineralöl- 
wirtschaft nicht voll gerecht, da es an einer 
klaren Abgrenzung zwischen Großhändlern 
und Kleinhändlern fehlt. Die Neufassung 
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bringt den Sinn der Vorschrift klarer zum 
Ausdrude, indem sie die Voraussetzungen für 
die Zulassung der Steuerlager nidit auf die 
Person des Lagerinhabers, sondern auf die 
tatsächlichen Verhältnisse des einzelnen La- 
gers abstellt. In der Praxis ist diese Vorschrift 
ständig in diesem allein möglidien Sinne aus- 
gelegt worden, ohne daß sich Anstände er- 
geben haben. 

Nummer 11: 

§ 6 regelt die Steuerbefreiungen, 

Absatz 1 enthält die Befreiungen für die 
Fälle, in denen die Steuer nicht erhoben Y/er- 
den soll, weil das Mineralöl nicht im Er- 
hdbungsgebiet verbraucht wird oder weil 
die Steuerschuld für das gleiche Mineralöl 
später erneut entsteht. Er ist zu besseren 
Übersicht neu gefaßt und überläßt wie bisher 
die Einzelheiten dem Verordnungsv/ege. 

Absatz 2 bestimmt die Steuerfreiheit für Pro- 
ben zu Untersudiungszwecken. Sie gilt sowohl 
für Proben, die der Hersteller, Steuerlager- 
inhaber oder steuerbegünstigte Verwender 
entnimmt, wie für die durch die Verwaltung 
entnommenen Proben (vgl. § 192 Ziff. 6 AO). 

Absatz 3 regelt die steuerbegünstigte Verwen- 
dung von Mineralöl. Das Gesetz kann diese 
Steuerbegünstigungen auch künftig nicht im 
einzelnen regeln, da sich ihre Voraussetzungen 
mit der Wirtschaftslage ständig ändern. 

Zur Zeit sind 20 verschiedene Steuerbegün- 
stigungen im Verordnungswege (§ 14 der 
Durchführungsverordnung) und einige minder 
wichtige (Brennstoffe für Gablonzer In- 
dustrie, Reinigungsextrakte als Rohstoff zur 
Rußgewinnung, Heizöl zur Erprobung in 
Dieselmotoren) im Verwaltungswege zuge- 
lassen. Der Entwurf faßt die in der Praxis 
bewährten Grundsätze für die Steuerbegün- 
stigungen nunmehr in einer dem Artikel 80 
GG genügenden Form zusammen und über- 
läßt Ihre Anwendung im Regelfall dem Ver- 
ordnungswege. Nach der bisherigen Erfahrung 
Ist es aber erforderlich, Steuerbegünstigungen 
in Einzelfällen auch im Verwaltungswege 
zuzulassen. Dies gilt insbesondere bei Ver- 
wendung zu Versuchszwecken. Um neue Ver- 
fahren erproben zu können (z. B. Heizöl für 
Dieselmotoren), sollen in diesen Fällen auch 
die Beschränkungen des Satzes 3 nicht gelten. 

Nummer 12: 

§ 7 regelt die Erstattung und den Erlaß der 
Steuer für Rückwaren. Der Entwurf paßt den 


Wortlaut der heutigen staatsrechtlichen Lage 
an. Neu auf genommen ist die Steuererstattung 
für das an Diplomaten usw. abgegebene Ben- 
zin. Insoweit gelten die gleiciien Gesichts- 
punkte wie bei der entsprechenden Zoll- 
erstattung (vgl. oben B, zu Artikel 1, Nr, 5, 
Buchstabe e). 

Nummer 13: 

Exportwaren, die als solche nicht steuerbar 
sind, jedoch unter unmittelbarer Verwendung 
von Mineralöl hergestellt werden, sollen von 
der mittelbaren Steuerbelastung freigestellt 
werden, soweit dies zur Sicherung ihrer Wett- 
bewerbsfähigkeit erforderlich ist. Soweit diese 
Fälle durch Steuerbefreiungen nach § 6 Abs. 3 
nicht erfaßt werden können, soll die Steuer 
vergütet werden. Die Regelung wird sich im 
einzelnen an die entsprechende Zollregelung 
(Art. I Nr. 5 Buchstabe e) anlehnen und soll 
in Verordnungsform ergehen. 

Nummer 14: 

§ 8 Abs. 2 wird durch den Entwurf neu ge- 
faßt und insofern ergänzt, als der Steuerauf- 
sldit auch unterliegen soll, wer unbearbeitetes 
Erdöl einführt. Auch In diesem Falle muß 
die Einhaltung des in Absatz 1 enthaltenen 
Gebots sichergestellt werden. 

Nummer 15: 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen und Verwaltungs Vorschriften sind 
In § 11 des Entwurfs zusammengefaßt. Die 
beiden wichtigsten Ermächtigungen sollen der 
Bundesregierung, die übrigen dem Bundes- 
minister der Finanzen zustehen. 

Absatz 1 behandelt die Ermächtigungen der 
Bundesregierung. Die Ermächtigung zu a) be- 
steht schon bisher und entspricht der Erläute- 
rungsermächtigung in § 18 Ziff. 1 ZTG. Die 
Ermächtigung zu b) betrifft die steuerlidien 
Erleichterungen für Mineralöle besonderer 
Eigenart. 

Absatz 2 enthält die Ermächtigungen des 
Bundesministers der Finanzen. Da die Fort- 
geltung des § 12 AO, auf den die Durchfüh- 
rungsverordnung früher z. T. gestützt war, 
sehr zweifelhaft ist, sind auch für das Mineral- 
ölsteuergesetz neue Ermächtigungen erforder- 
lich geworden, um minder wichtige Einzel- 
heiten im Verordnungswege regeln zu können, 
die das Gesetz und damit die gesetzgebenden 
Körperschaften unnötig belasten würden und 
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die zudem der fortschreitenden technischen 
und wirtschaftlidien Entwicklung laufend an- 
gepaßt werden müssen. 

Absatz 3 stellt die Zuständigkeit des Bundes- 
ministers der Finanzen zum Erlaß allgemeiner 
Verwaltungsvorschriften auch für diese von 
der Bundeszollverwaltung verwaltete Steuer 
klar. 

Zu Artikel 5: 

Das Mineralölsteuergesetz muß wegen der 
mehrfadien Änderungen neu bekannt gemacht 
werden. Der Artikel enthält die hierfür üb- 
liche Ermächtigung. 

Zu Artikel 6: 

Übergangsvorschriften für die neue Zollrege- 
lung sind nur erforderlich, soweit die neue 
Zollvergütung die Herstellung der vergütungs- 
fähigen Erzeugnisse aus verzolltem Erdöl 
voraussetzt. Diese neue Vergütung kann ihrer 
Natur nach nur für Erzeugnisse aus Rohöl 
gewährt werden, das nach dem neuen allge- 
meinen Rohölzollsatz verzollt wird. 

Zu Artikel 7: 

Die steuerliche Behandlung der bei Inkraft- 
treten des Gesetzes noch unversteuerten Be- 
stände muß geregelt werden. Da eine Nach- 


versteuerung nicht gerechtfertigt wäre, könn- 
ten Hersteller und Steuerlagerinhaber diese 
Bestände noch kurz vor Inkrafttreten des Ge- 
setzes versteuern, soweit sich die Steuersätze 
erhöhen. Dies wäre aber dem einzelnen nur 
möglich, wenn ihm dies seine Lagertank- 
Kapazität und seine wirtschaftliche Lage er- 
lauben. Um die hierin liegende Unbilligkeit 
für kleinere Unternehmer und Händler aus- 
zuschließen, soll die Besteuerung der vorhan- 
denen Bestände für die Dauer von höchstens 
4 Monaten noch zu den alten Sätzen möglich 
sein. Im Hinblick auf die Zahlungsfrist des 
§ 4 ist demnach die Steuer für die alten Be- 
stände innerhalb von 6 Monaten nach In- 
krafttreten des Gesetzes zu zahlen, falls auf 
den Steuervorteil nicht verzichtet wird. 

Zu Artikel 8: 

Um den Übergang zur Neuregelung reibungs- 
los zu gestalten, müssen zwischen Verkündung 
und Inkrafttreten des Gesetzes mindestens 
drei Wochen liegen. In dieser Zeit müssen die 
vorgesehenen Rechtsverordnungen erlassen 
werden. Zweckmäßig tritt das Gesetz am 
Ersten eines Monats In Kraft. Da die Rechts- 
verordnungen auf Grund der neuen Ermäch- 
tigungen vor diesem Zeitpunkt verkündet 
werden müssen, müssen diese Ermächtigungen 
bereits vor dem übrigen Teil des Gesetzes 
wirksam werden. 


Zahlenbeispiele 

über die haushaltsmäßige Auswirkung der Neuregelung der Mineralölabgaben 

Zoll und Umsatzausgleichsteuer 

A. Bisherige Regelung 


I. Z o 1 1 
Sorte 

Tia Juana 

Lagunillas 

Aramco 

Kuwait 

Irak 


Menge in dz 
4 400 000 
2 600 000 
14 645 000 
6 550 000 
13 065 000 

41 260 000 


Zollsatz in DM 
9,30 
6,96 
11,64 
10,98 
11,40 


Betrag in DM 
40 920 000 
18 096 000 
170 467 800 
71 919 000 
148 941 000 


450 343 800 DM 


55 500 000 „ 

394 500 000 DM 


abzüglich Heizölvergütung 

für 8 700 000 X 5 DM 
abzüglich zusätzliche Heizölvergütung für 

Exporte für 3 000 000 X 1,20 DM 
abzüglich Spezial- und Testbenzinvergütung 
für 600 000 X 14 DM 
Gesamtaufkommen A I rd. 


4*3 500 000 
3 600 000 
8 400 000 
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II. Umsatzausgleichsteuer 

41 260 000 dz 

Warenwert: 358 962 000 DM 
Zoll: 450 343 800 „ 

809 305 800 DM davon 4 »/o rd. 

Gesamtaufkommen All rd. 
Gesamtaufkommen A I rd. 

Gesamtaufkommen A 


B. Regelung des Entwurfs 

Alle Rohöle 41 260 000 dz X 12,90 DM 

abzüglich Vergütungen: 

I. für ausgeführtes Heizöl 3 000 000 X 12,60 
II. für im Inland verbleibende Erzeugnisse 
Heizöl 7 000 000 X 11,40 

Bitumen u. Petrolkoks 3 800 000 X 12,45 


37 800 000 DM 

79 800 000 DM 
47 310 000 „ 

127110 000 DM 


Summe I und II 
Gesamtaufkommen B rd. 

Gesamtaufkommen A 
Gesamtaufkommen B 
Minderaufkommen 


426 872 000 DM 
367 344 000 „ 

59 528 000 DM 


32 372 000 DM 

32 372 000 DM 
394 500 000 „ 

426 872 000 DM 
532 254 000 DM 


164 910 000 „ 

367 344 000 DM 


Zahlenbeispiele 

über die haushaltsmäßige Auswirkung der Neuregelung der Mineralölabgaben 

Mineralölsteuer 


Art 

Menge in dz 

Satz 

bisher 

Betrag 

Satz 

künftig 

Betrag 

Top-Benzin 

11 000 000 

19,- 

209 000 000 

28,65 

315 150 000 

Hydrier-Benzin 

5 000 000 

19,- 

95 000 000 

16,50 

82 500 000 

Petroleum 

530 000 

11- 

5 830 000 

14,- 

7 420 000 

Gasöl 

14 000 000 

10,9 

152 600 000 

6,3 

88 200 000 

Hydrier-Gasöl 

— 

10,9 

— 

— 

— 

Sdimieröl 

3 000 000 

23,- 

69 000 000 

28,- 

84 000 000 

Heizöl 

5 000 000 

1- 

5 000 000 

— 

— 

Sonstige 

100 000 

6,- 

600 000 

10,- 

1 000 000 

Leichte Steinkohlenteeröle 

1 300 000 

19,8 

25 740 000 

24,- 

31 200 000 

Schwere Steinkohlenteeröle 

1 500 000 

1- 

1 500 000 


— 

Altöle 

130 000 

15,- 

1 950 000 

15,- 

1 950 000 

Teer 

3 900 000 

2,- 

7 800 000 

2,- 

7 800 000 

Bitumen 

4 500 000 

2,- 

9 000 000 

2,5 

11 250 000 

Petrolkoks 

100 000 

2,- 

200 000 

2,- 

200 000 

Rückstände 

1 600 000 

2,- 

3 200 000 

2,- 

3 200 000 

Paraffin 

315 000 

10,- 

3 150 000 

13,- 

4 095 000 

Flüssiggas 

630 000 

10,- 

6 300 000 

15,- 

9 450 000 

Schmiermittel 

400 000 

23,- 

9 200 000 

28,— 

11 200 000 


Summe 

rd. 

605 000 000 


658 650 000 


Steueraufkommen nach bisheriger Regelung 605 000 000 
Steueraufkommen nach Entwurf 658 650 000 


Mehraufkommen 53 650 000 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung 
der Abgaben auf Mineralöl 


1. In Artikel 1 Nr. 5 sind in der neuen An- 
merkung 1 unter a 3. Zeile und unter c 

2. Zeile zwischen „aus unbearbeitetem 
Erdöl“ und „hergestellt“ die Worte ein- 
zufügen „oder aus Heizöl“. 

Begründung: 

Nach Art. 1 Nr. 5 (Zollvergütung Ziff. 1 a, 
c) ist Zollvergütung für Bitumen, Petro- 
leumkoks und Heizöl vorgesehen, die aus 
unbearbeitetem im Geltungsbereich dieses 
Tarifs verzolltem Erdöl hergestellt sind 
Die Änderung soll sicherstellen, daß die 
Zollvergütung für diese Produkte auch 
dann gewährt wird, wenn sie aus Top- 
rückständen hergestellt werden. 

2. In Artikel 1 Nr. 5 sind in der neuen An- 
merkung 1 unter b Zeile 4/5 die Worte 
„Tarifnummern 2712, 2713 und 2714 
-- A“ durch die Worte zu ersetzen „Ta- 
rifnummern 2712, 2713, 2714 — A und 
2714 — D“. 

Begründung: 

Nach Art. 1 Nr. 5 (Zollvergütung Ziff. 
1 b) ist bei der Ausfuhr oder Abfertigung 
zu einem Zollverkehr Zollvergütung für 
vergütungsfähige Mineralöle vorgesehen. 

Bei den vergütungsfähigen Mineralölen 
sind Rückstände von der Erdölverarbei- 
tung nach Tarif nr. 2714 — D nicht auf- 
genommen. Auch für derartige Rück- 
stände ist bei der Ausfuhr Zollvergütung 
vorgesehen. 

3. In Artikel 1 Nr. 6 ist in der Neufassung 
des Buchstaben d Absatz 2 folgender Satz 
anzufügen: 

„Dies gilt auch für Kohlenwasserstoff- 
Gemische dieser Art, die außerdem 
die Merkmale der Schmieröle auf- 
weisen.“ 

Begründung: 
siehe Begründung zu 1. 


4. In Artikel 3 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„In diesen Fällen ist die Bundesregie- 
rung verpflichtet, innerhalb von 3 Wo- 
chen nach Verkündung der Rechts- 
verordnung den gesetzgebenden Kör- 
perschaften einen entsprechenden Ver- 
ordnungsentwurf zur Behandlung nach 
§ 4 Ziffer 1 des Zolltarifgesetzes vor- 
zulegen.“ 

Begründung: 

Die Ergänzung soll die Einschaltung der 
gesetzgebenden Körperschaften innerhalb 
von 3 Wochen sicherstellen. 

5. In Artikel 4 Ist folgende Nr. 1 a neu ein- 
zufügen: 

„§ 1 Abs. 2 Ziffer 1 erhält folgende 
Fassung: 

, Erzeugnisse der Nr. 2710 — B bis D 
des Zolltarifs, ausgenommen das nicht 
für motorische Zwecke verwendbare 
Braunkohlenteeröl.' “ 

Begründung: 

Braunkohlenteeröl wird meist als Heizöl 
verwendet und wäre daher künftig an 
sich steuerfrei. Um weitere Verwendungs- 
möglichkeiten zu erschließen, bei denen 
das Braunkohlenteeröl nicht mit anderen 
besteuerten Mineralölen in Konkurrenz 
tritt, soll das Braunkohlenteeröl — mit 
der vorgesehenen Einschränkung — von 
der Steuerpflicht ausgenommen werden. 

6. In Artikel 4 ist als neue Nr. 2 a einzu- 
fügen: 

„In § 1 Abs. 2 Ziffer 3 wird das Wort 
,Torf-‘ gestrichen.“ 

Begründung: 

Torfteer ist qualitativ so schlecht, daß er 
bei Besteuerung überhaupt keine Verwen- 
dung findet. Auf eine Besteuerung des 
Torfteers soll daher verzichtet werden, 
um eine etwaige Verwendung zu ermög- 
lichen. 


19 



7. In Artikel 4 Nr. 4 erhält § 2 Abs. 1 Zif- 
fer 1 b folgende Fassung: 

„b) Benzin durch Hydrierung herge- 
stellt oder im Fischer-Tropsch- Verfah- 
ren von Betrieben hergestellt, die am 
1. Oktober 1952 bereits nach diesem 
Verfahren Benzin gewonnen haben 

16,50 DM.“ 

Begründung: 

Die Ergänzung soll den besonderen Ver- 
hältnissen der Fischer-Tropsdi- Werke, die 
von Kohle als Rohstoff ausgehen und 
nach Aufhebung des alliierten Produkti- 
onsverbots unter Einsatz erheblicher 
öffentlicher Mittel aufgebaut worden 
sind, Rechnung tragen und ihren Fortbe- 
stand sichern. Die Begünstigung soll aber 
keinen Anreiz bieten, die Produktion nach 
dem Fischer-Tropsch- Verfahren neu auf- 
zunehmen. 

8. In Artikel 4 Nr. 4 erhalten § 2 Abs. ,1, 
Ziffern 3 und 4 a folgende Fassung: 

„3. Für Steinkohlen- und 

Schieferteer .... DM 2,30 

4. Für die in § 1 Abs. 2 
Ziff. 4 bezeiäineten Er- 
zeugnisse, und zwar 
für 

a) Bitumen .... DM 2,30.“ 
Begründung: 

Nach Art. 4 Nr. 4 des Entwurfs (§ 2 
Abs. 1 Ziff. 3 und 4 a des Mineralölsteu- 
ergesetzes) sind als Mineralölsteuersatz 
für Steinkohlen-, Torf- und Sdiieferteer 
(wie bisher) DM 2, — je 100 kg, für Bitu- 
men dagegen DM 2,50 je 100 kg vorge- 
sehen. Teere und Bitumen stehen im 
Wettbewerb miteinander. Aus diesem 
Grunde war bei der Änderung des Mine- 
ralölsteuergesetzes im Jahre 1951 der 
gleiche Steuersatz (DM 2, — je 100 kg) 


eingeführt worden. Wegen der Streichung 
des Torfteers siehe Begründung zu 6. 

Um die Wettbewerbslage zwischen Tee- 
ren und Bitumen nicht einseitig zu Lasten 
des Bitumens zu verschieben, soll als neuer 
Mineralölsteuersatz sowohl für Teere als 
auch Bitumen DM 2,30 je 100 kg vorge- 
sehen werden. Durch diese Änderung 
wird das Aufkommen an Mineralölsteuer 
nicht berührt. 

9. In Artikel 4 Nr. 4 wird in § 2 Abs. 3 
der Betrag von „2, — DM“ durch den Be- 
trag von „1, — DM“ ersetzt. 

Begründung: 

Die wirtschaftliche Ausnutzung der Öl- 
schiefervorkommen in einzelnen Ländern 
macht die Herabsetzung auf 1, — DM er- 
forderlich. 

10. In Artikel 6 sind die Worte „Erzeug- 
nisse aus unbearbeitetem Erdöl“ durdi 
die Worte „Erzeugnisse aus solchem un- 
bearbeiteten Erdöl oder Heizöl“ zu er- 
setzen. 

Begründung: 

Die Ergänzung soll klarstellen, daß die 
Einschränkungen dieses Artikels auch für 
Erzeugnisse aus Heizöl (Toprückständen) 
gelten. Sie ist infolge der Änderungsvor- 
schläge unter Nr. 1 und Nr. 3 notwendig. 

1 1 . Die übliche Berlin-Klausel ist als Artikel 
8 einzufügen. 

„Artikel 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe 
der §§12 und 14 des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin im Fi- 
nanzsystem des Bundes (Drittes Über- 
leitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(BGBl. I S. 1) auch im Lande Berlin.“ 

12. Der bisherige Artikel 8 wird Artikel 9. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung der Abgaben auf Mineralöl 


Zu Punkten 1 bis 6: 

Der Begründung des Bundesrates wird bei- 
getreten. 

Zu Punkt 7: 

Der Änderungsvorschlag widerspricht an sich 
dem verbrauchsteuerlichen Grundsatz, gleiche 
Erzeugnisse ohne Rücksicht auf das Verfah- 
ren und die Kosten ihrer Herstellung gleich- 
mäßig zu besteuern. Die hiervon für die Hy- 
drierung im Entwurf vorgesehene Ausnahme 
erscheint nur wegen der ausschlaggebenden 
volkswirtschaftlichen Bedeutung dieses Ver- 
fahrens für die Versorgung des Marktes mit 
Kraftstoffen vertretbar (vgl. Begründung zu 
Art. 4 Nr. 4 in Abs. 5). 

Dem Fischer-Tropsch-Verfahren kommt 
mindestens für die Benzinerzeugung keine be- 


sondere wirtschaftliche Bedeutung zu. Es ist 
aber, für die Erzeugung notwendiger chemi- 
scher Rohstoffe und vor allem deshalb wich- 
tig, weil seine Weiterentwicklung für die be- 
stehenden Aussichten auf Lizenzierung im 
Ausland wünschenswert erscheint. Dafür ge- 
nügen aber die bestehenden Betriebe. Unter 
diesen Umständen kann die Bundesregierung 
dem Änderungsvorsdilag des Bundesrates 
beitreten. Im Ergebnis würde hierdurch die 
mineralölsteuerlldae Belastung der Werke 
gegenüber dem bisherigen Zustand gleich 
bleiben, da der Erhöhung der Steuer auf das 
von ihnen erzeugte Paraffin eine unter Be- 
rücksichtigung der Mengenverhältnisse gleich- 
wertige Senkung der Benzinsteuer entspricht. 

Zu Punkten 8 bis 12: 

Der Begründung des Bundesrates wird bei- 
getreten. 
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